



Stand 20.10.2011

Strategiepapier des Landkreises Spree-Neiße zur Einführung des Digitalfunks bei den nichtpolizeilichen Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (npol BOS)
Hier: Umsetzungsmöglichkeiten und Ziele 


Zielformulierung:
Ziel der Einführung des Digitalfunks im npol BOS-Bereich ist die Ausschöpfung der bestehenden technischen Möglichkeiten und Standards zur nachhaltigen  Sicherstellung und Verbesserung der Kommunikation entsprechend dem Stand der Technik in einem bundesweit einheitlichen Funknetz für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben.

Ausgangslage:

In den 90er Jahren wurde durch das Europäische Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI), englisch: European Telecommunications Standards Institute, der TETRA-Standard entwickelt. TETRA (englisch: terrestrial trunked radio) ist ein Standard für digitalen Bündelfunk, mit dem sich Universalnetze aufbauen lassen, über die die mobile Funkkommunikation von Anwendern mit besonderen Sicherheitsanforderungen abgewickelt  werden kann.                      
            

2003 beschloss die Bundesregierung die Schaffung der Voraussetzungen für die schrittweise Einführung des bundeseinheitlichen Digitalfunks zur Ablösung des Analogfunks.

Im Jahr 2007 ergänzt ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern die bundesweit einheitliche Einführung des BOS-Digitalfunks. Im gleichen Jahr wird die Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) mit Sitz in Berlin gegründet. Die BDBOS übernimmt die Gesamtkoordinierung des Modernisierungsprojekts auf Bundesebene. Die Interessen der Nutzer werden auf diese Weise durch die BDBOS gebündelt wahrgenommen.

Seit 2008 läuft der Netzaufbau im Land Brandenburg. Das landesweit digitale Funknetz soll im Jahr  2013 - zunächst der Polizei - zur Verfügung stehen und durch die Polizei in seiner Anwendbarkeit getestet werden. Nach erfolgreicher Testphase wird es den npol BOS zur Mitnutzung angeboten. 
                      

Beschreibung Tetrafunk:


TETRA und TETRAPOL sind digitale, zellulare Bündelfunksysteme für Sprach- und Datenübertragung.

Bündelfunksysteme sind Funksysteme für geschlossene Benutzergruppen wie private und öffentliche Betriebsfunkanwendungen oder Sicherheitsfunkanwendungen (sog. BOS-Funk).

TETRA steht für TErrestrial Trunked RAdio (Terrestrial = erdgebunden, trunked = netzgestützt, radio = Funksystem).

Im Gegensatz zu anderen Betriebsfunksystemen, wo die jeweils verfügbaren Sende-/ Empfangskanäle nur einer fest zugeordneten Nutzergruppe zur Verfügung stehen, werden beim Bündelfunk alle vorhandenen Kanäle („aus einem Bündel“) je nach Bedarf auf die unterschiedlichen Gruppen nur für den Zeitraum der tatsächlichen Nutzung zugeteilt, wodurch sich die Anzahl der insgesamt möglichen Nutzergruppen erhöht.

Vorteile dieser Systeme sind auch Dienstmöglichkeiten wie Gruppenrufe oder auch Verbindungen nur zwischen mobilen Endgeräten ohne Nutzung einer Basisstation (sog. Direkt-Modus [DMO]). Dadurch können Funkgeräte auch außerhalb der Reichweite einer Basisstation untereinander genutzt werden.

Die TETRA-Technologie bietet durch die verschlüsselte Datenübertragung ein Höchstmaß an Sicherheit für die BOS.
Ein weiteres Merkmal ist die Möglichkeit der Übertragung von Daten. So können, ähnlich wie im Mobilfunknetz, Kurznachrichten oder Bilder (z.B. Fahndungsfotos) übertragen werden.

Der TETRA-Standard ermöglicht über die multifunktionalen Endgeräte auch die Feststellung der Identität eines Nutzers/Endgerätes und Ortung der einzelnen Geräte mittels GPS-Funktion.

TETRA wurde von dem Europäischen Standardisierungsinstitut für Telekommunikation (ETSI) in Zusammenarbeit mit der Industrie entwickelt, während TETRAPOL alleine von einem Herstellerkonsortium entwickelt wurde und kein nach ETSI anerkannter Standard ist.

Digitalfunk in Europa:
Zehn europäische Staaten - Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Großbritannien, Ungarn, Island, Litauen, die Niederlande und Portugal – haben bereits jeweils ein landesweites TETRA-Netz aufgebaut.

Neben Deutschland befinden sich Österreich, Bulgarien, Irland, Kroatien, Norwegen, Serbien, Schweden und Slowenien aktuell im Aufbau eines landesweiten TETRA-Netzes und fünf weitere europäische Staaten planen den Netzaufbau.
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Schematische Darstellung der Funktionsweise des Digitalfunks
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HRT 
= Handsprechfunkgeräte

MRT
= Fahrzeugfunkgeräte

TMO
= netzgebundene Kommunikation

DMO
= Gateway (Kommunikation von Endgerät zu Endgerät und Einbindung in die TMO


    möglich)

DMO
= Repeater (Gerät arbeitet in der Kommunikation Endgerät zu Endgerät als

Verstärker/Relaisstelle (Einsatzstellenfunk“ eine Einbindung in die TMO besteht nicht)
Vergleich Digitalfunk – Analogfunk


Derzeit betreiben und nutzen die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) voneinander unabhängige Analogfunknetze. Diese inzwischen veraltete analoge Funktechnik wird im Rahmen des aktuell größten technischen Modernisierungsvorhabens durch den Digitalfunk abgelöst. Die folgende Tabelle zeigt die wesentlichen Unterschiede im Vergleich des Digitalfunks zum Analogfunk:

	Digitalfunk
	Analogfunk

	Ein bundesweit einheitliches Netz für alle BOS 
Alle BOS nutzen für die Sprach- und Datenkommuni-kation ein bundesweit einheitliches, flächendeckendes Netz. Die behördenübergreifende Kommunikation ermöglicht neue Formen der Zusammenarbeit und bietet erhebliche Vorteile bei der Einsatzorganisation und -steuerung.
	
Jede BOS hat ihr eigenes Netz mit eigenen Funkkanälen und räumlich begrenzter Reichweite. Es gibt viele unterversorgte Gebiete, in denen die Funkkommunikation nur eingeschränkt funktioniert.


	Datenübertragung
Der Digitalfunk BOS ermöglicht einen Zugriff auf Datenbanken der BOS und die Übertragung von Daten (Bilder und Texte), zum Beispiel für Fahndungsabfragen.
	
Im analogen Funkverkehr ist der Zugriff auf Datenbanken nicht möglich. Die Übertragung von Daten ist nur sehr eingeschränkt möglich.

	Einzelkommunikation
Es kann gezielt mit einzelnen Teilnehmern ein Funkgespräch geführt werden, ohne dass dieses von anderen Teilnehmern mitgehört werden kann, da jedes digitale Gerät über eine individuelle Adresse verfügt.
	Eine Beschränkung des Teilnehmerkreises ist technisch nicht möglich. Alle Nutzer eines Funkkanals können sämtliche Funkgespräche mithören (offener Funkkanal).

	Gruppenkommunikation 
Neben der Kommunikation innerhalb einer statischen Teilnehmergruppe ist es möglich im Bedarfsfall - etwa bei einer Großschadenslage - Teilnehmer verschiedener Gruppen - auch großräumig zusammenzuschalten.
	
Das einsatzbezogene Zusammenschalten verschiedener Benutzergruppen ist zentral gesteuert nicht möglich.

	Kapazität
Die Funkkanäle sind nur dann belegt, wenn sie tatsächlich genutzt werden.
	Jeder Kanal beansprucht permanent eine eigene Frequenz. Auch wenn nicht gesprochen wird, kann diese nicht von anderen Bedarfsträgern genutzt werden. Deswegen kommt es bei Großschadenslagen regelmäßig zur Überlastung und zu Engpässen bei Funkkanälen.

	Bessere Sprach- und Empfangsqualität
Der Digitalfunk bietet eine deutlich verbesserte Sprach- und Empfangsqualität. Nebengeräusche - wie Straßen- oder Maschinenlärm am Einsatzort - werden herausgefiltert.
	
Im Analogfunk sind Sprach- und Empfangsqualität teilweise schlecht ("Rauschen").

	Telefonbetrieb
Mit einem digitalen Funkgerät sind - sofern die Nutzer dafür autorisiert sind - Gespräche aus dem Funknetz in das Telefonnetz möglich.
	
Diese Funktionalität ist im analogen Funknetz nicht gegeben.

	Notruftaste
Die Funkgeräte sind mit einer Notruftaste ausgestattet. Mit dem Drücken der Notruftaste wird sofort eine Sprechverbindung zur Leitstelle oder festgelegten  Notrufzielen aufgebaut. Bestehende andere Sprechverbindungen werden unterbrochen.                   Die Funkgeräte verfügen zusätzlich über einen "GPS" –Empfänger, die Position des Gerätebenutzers kann bestimmt werden. Eine örtliche Führung ist möglich.
	
Analoge Geräte haben keine Notruftaste. Vorrangstufen für eine dringende Mitteilung müssen unter Umständen in bestehende Sprechverbindungen anderer Funkteilnehmer eingesprochen werden. 


	Verantwortlichkeiten

Die Erstellung und Unterhaltung des Funknetzes erfolgt in Zuständigkeit des Bundes und der Länder. 

Es ermöglicht eine bundesweite Kommunikation. 

Über öffentlich rechtliche Vereinbarungen soll eine Beteiligung der Landkreise an den Unterhaltungskosten sowie Kosten für eine Koordinierungsgruppe geregelt werden.
	Die Landkreise und kreisfreien Städte müssen für ihre npol BOS eigenständig ein analoges Funknetz errichten und unterhalten. Die Kommunikation ist nur im eigenen Zuständigkeitsbereich möglich.


Vorteile des Digitalfunks:


Der BOS-Digitalfunk soll den veralteten BOS-Analogfunk ablösen und bundesweit einheitlich eingeführt werden.

Der Digitalfunk modernisiert die Kommunikation der BOS bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Die BOS erbringen ihre Arbeit regelmäßig direkt bei den Bürgern vor Ort. Eine bessere mobile Kommunikation für die BOS bedeutet daher schlussendlich für die Bürgerinnen und Bürger auch eine noch bessere, schnellere und verlässliche Dienstleistung im Alltag und in Notfallsituationen.


· Alle BOS kommunizieren in einem Netz - bundesweit, einheitlich, sicher
· Hohe Verfügbarkeit und bessere Flächenabdeckung

· Verschlüsselung - damit Abhörsicherheit des Funkverkehrs

· Optimale Ausnutzung des Netzes durch gemeinsame Verwendung der zur Verfügung

stehenden Frequenzen

· Optimierter Informationsfluss durch flexible Bildung effektiver und der Einsatzlage
angepasster, organisationsübergreifender Kommunikationsstrukturen

· Sehr gute Sprachübertragung ohne störende Nebengeräusche (z.B. Straßenlärm,
Fahrzeug- und Maschinenlärm am Einsatzort etc. werden herausgefiltert)

· Möglichkeit der Übertragung von Daten/Kurznachrichten 

(z.B. Einsatzinformationen/Vitalparameter von Patienten)

· Kürzere Reaktionszeiten durch automatische Positionsermittlung der Einsatzmittel

(GPS)

·  Notruffunktion (Notruftaste) mit höchster Priorität gegenüber sonstigem Funkverkehr

Einführung des Digitalfunks in Brandenburg



Die gleichberechtigte und partnerschaftliche Zusammenarbeit von Bund und Ländern beim Aufbau und Betrieb des Digitalfunknetzes der BOS ist im Verwaltungsabkommen vom 
01. Juli 2007 geregelt.

Grundlage der Planung und Einführung des Digitalfunks der BOS im Land Brandenburg ist der Beschluss des Landtages vom 13. Dezember 2005 zur Zustimmung der Kabinettsvorlage des MI - Drucksache 277/05.
Das Projekt erhielt den Namen "Einführung des Digitalfunks für die BOS im Land Brandenburg". Zur Vorbereitung, Implementierung und Inbetriebnahme des Digitalfunks für die BBOS im Land Brandenburg wurde die „Projektgruppe Digitalfunk BOS Brandenburg“ gebildet.  Dazu arbeitet sie mit der Bundesanstalt für den Digitalfunk der BOS (BDBOS), mit Projektgruppen der anderen Bundesländer sowie natürlich auch mit den Brandenburger BOS zusammen.

Das Land Brandenburg plant für die Errichtung und den Betrieb des einheitlichen BOS-Digitalfunks den Aufbau einer landeseigenen Infrastruktur mit eigenem Access- und Transportnetz. Dafür werden bereits vorhandene, eigene BOS- Funkstandorte genutzt und neue Funkstandorte grundsätzlich auf Liegenschaften des Bundes, des Landes oder der Kommunen gebaut.

Neue Masten werden regelmäßig mit einer Höhe von ca. 50 m errichtet. Die Standorte sind nach hohen - insbesondere vom BSI und der BDBOS vorgegebenen - Sicherheitsstandards geplant. 

Das digitale Funknetz der BOS wird neu und unabhängig von Mobilfunknetzen geplant und errichtet, da die Funkkommunikation auch und gerade dann funktionieren muss, wenn in Folge größerer Schadenslagen Mobilfunknetze überlastet oder gar ausgefallen sind.
Die eigene Infrastruktur kann für andere Landeszwecke z. B. Waldbrandfrüherkennung oder Breitbandversorgung im ländlichen Raum genutzt werden.
Umsetzung des Projektes im npol BOS-Bereich in Brandenburg


Entsprechend der Konzeption der Landesregierung zur Zukunft des Brand- und Katastrophenschutzes im Land Brandenburg soll nach erfolgreicher Testphase des Digitalfunks durch die Landes- BOS den kommunalen Aufgabenträgern (npol BOS) das digitale Funknetz ab dem 2. Halbjahr 2013 zur Verfügung stehen. Dies bedeutet, dass im Zusammenwirken der örtlichen und überörtlichen Aufgabenträger frühzeitig praxistaugliche  Funkkonzepte erarbeitet werden. Aus diesen muss sich der erforderliche Bestand an Endgeräten ableiten lassen. Dieser Abstimmungsbedarf ist von besonderer Bedeutung, da nur bei einer flächendeckenden Umstellung die örtliche und überörtliche Aufgabenerfüllung gewährleistet werden kann. Eine direkte Kommunikation zwischen digitalen und anlogen Endgeräten muss technisch ausgeschlossen werden. 
Inwiefern hierbei eine sofortige Umstellung des gesamten analogen Funkbetriebes (4 m-  und 2 m- Funk) auf den Digitalfunk notwendig und erforderlich ist, muss in örtlicher Zuständigkeit entschieden werden. 
Seitens des Landes wird eine sofortige Komplettumstellung des Analogfunks auf den Digitalfunk für alle Einsatzbereich im npol BOS-Bereich favorisiert, ohne tatsächliche Anreize zu schaffen. Dabei agiert das Land Brandenburg nicht uneigennützig. Im Zusammenhang mit der Beschaffung der Endgeräte des Digitalfunk für die Landes- BOS- Bereich, welche im Jahr 2012 erfolgen soll, erhalten die npol BOS die Möglichkeit sich an der landeseinheitlichen Ausschreibung zu beteiligen, um die Synergien einer „großen Ausschreibung“  mit nutzen zu können. 
Am 07.09.2011 informierten Vertreter der Beratergruppe npol BOS (Herr Zimmer und Herr Schröder) die örtlichen Aufgabenträger auf einer Beratung im Landkreis Spree-Neiße über diese Möglichkeit. Vorausgesetzt wird eine verbindliche Positionierung zum bestehenden Gesamtbedarf an Endgeräten. Die Vorteile der kommunalen Aufgabenträger bei einer Beteiligung an der Landesbeschaffungsmaßnahme wurden erörtert und wie folgt dargestellt: 


1. Das Leistungsverzeichnis wird zentral erarbeitet, wobei eine Berücksichtigung sämtlicher technischen Anforderungen und Zertifizierungen sichergestellt ist.

2. Wartungs- und Softwarepflegeverträge erfüllen die erforderlichen Anforderungen und sind einheitlich gestaltet.

3. Erhebliche Mengenrabatte werden durch die Vielzahl der zu beschaffenden Endgeräte erwartet.

4. Kurzfristige Bereitstellung von Austauschgeräten ist aufgrund baugleicher Geräte gewährleistet.

5. Ausbildung und Schulung auf einem Einheitsgerätetyp erleichtern den Umgang für den Nutzer.

6. Eine Kostenobergrenze (950,- EUR/HTR und 1.500,- EUR/MRT) für die kommunalen Aufgabenträger wird in Aussicht gestellt (Entspricht den Inhalten aus Punkt 8 der Konzeption des Landes zur Zukunft des Brand- und …). Alle im Rahmen der Ausschreibung über diesem Betrag liegenden Kosten je Gerät werden durch das Land getragen. 
Aussagen zur Sicherstellung des möglichen Finanzausgleiches in Verantwortung des Landes sind nicht bekannt. Bei einer Finanzierung über das FAG tragen die Kommunen diese Kosten indirekt dann doch wieder selbst.
 


Nachteile wurden durch die Vertreter der Beratergruppe nicht benannt, auf Nachfragen wurde zögerlich geantwortet.
 Vielmehr wurde darauf verwiesen, dass bei einer Beteiligung aller örtlichen Aufgabenträger an der zentralen Beschaffung der Endgeräte durch das Land, die aufgezeigten Vorteile überzeugend sein sollten.



Zur Vorbereitung der Ausschreibung des Landes, welche im 1. Halbjahr 2012 erfolgen soll, werden die npol BOS bis Ende November 2011 zur Abgabe ihrer Bedarfsmeldungen angeschrieben.
 


Für die npol BOS ist jedoch von besonderer Bedeutung, dass es seitens des Landes keine Anweisung für eine Abschaltung des Analogfunks und keine Anweisung zur Mitnutzung des digitalen Funknetzes des Landes geben wird. 

Gleichzeitig bleibt festgelegt, dass der derzeit betriebene „Einsatzstellenfunk“ im 2-m Bereich ohne Einschränkungen der gegenwärtigen operativ-taktischen Möglichkeiten weiterhin für eine Anwendung zur Verfügung steht, da er außerhalb der analogen Gleichwelle bzw. des digitalen Funknetzes arbeitet.
Dies erscheint unter Berücksichtigung der zu erwartenden Belastungen der kommunalen Haushalte zur Finanzierung der Umstellung auf den Digitalfunk nicht unerheblich. Alle örtlichen Behörden im Landkreis Spree-Neiße werden die Grenzen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit erreichen. Z.B. hat die Stadt Spremberg nach einer groben Schätzung bei einer kompletten Umstellung aller Endgeräte einen Aufwand von ca. 121.000 EUR ermittelt. Bei einer verbindlichen Bedarfsmeldung noch im Jahr 2011 müsste die Stadt Spremberg diesen Investitionsbedarf auch zwingend im kommunalen Haushalt berücksichtigen. 



Für alle Planungen zu den Nachfolgekosten (einschließlich Personal) wirkt sich sehr negativ aus, dass bisher keine verbindlichen Aussagen zu den zu erwartenden Aufwendungen getroffen werden. 
Infolge der hohen Sicherheitsanforderungen muss jedoch mit einem hohen administrativen Aufwand für die Softwarepflege sowie für die Organisation von Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten gerechnet werden. Bekannt ist, dass Softwareupdates regelmäßig (Orientierung auf 5-6 Updates/Jahr) über einen Clientserver auf jedes einzelne Gerät aufzuspielen sind. Dabei soll in Zuständigkeit der örtlichen Aufgabenträger eine „autorisierte Stelle“ eingerichtet werden, in welcher der Clientserver z.B. über eine Verbindung zum  Landesdatennetz die erforderlichen Updates auf die Endgeräte überträgt. 
Für diese Tätigkeit an einem zentralen Arbeitsplatz pro Aufgabenträger wird unter Berücksichtigung der Gerätezu- und -rückführung aus bzw. in die Gerätehäuser mit einem  durchschnittlichen Zeitaufwand von 30 Minuten pro Gerät gerechnet.

Unter Abwägung der finanziellen Belastungen sowie den operativ-taktischen Erkenntnissen möchten alle npol BOS-Bereiche des Landkreises keine Komplettumstellung auf den Digitalfunk realisieren.

Vor dem Hintergrund, dass keine praktischen Erfahrungen zum Funken in einem digitalen Netz nach GAN 0 vorliegen, soll es vor einer Entscheidung zur Anwendung des Digitalfunks auch im Bereich des „Einsatzstellenfunks“ einen kritischen Abwägungsprozess zur sicheren Anwendung geben. In die konzeptionelle Vorbereitung dieser Entscheidung sollen praktische Erkenntnissen und Erfahrungen aus Pilotprojekten bzw. der Anwendung in anderen Ländern  einbezogen werden. 
Der Fachbereich Ordnung, Sicherheit, Verkehr soll unter Einbeziehung der örtlichen Aufgabenträger Erkenntnisse zur Funktionalität des Digitalfunks im freien Gelände (z.B. Tagebau, rekultivierte Hochkippen, große zusammenhängende Waldgebiete), in Gebäuden besonderer Art und Nutzung (z.B. Krankenhäuser, Versammlungsstätten, Kaufhäuser), in Gebäuden und Anlagen der Industrie sowie in Orts- oder Wohnteilen bzw. auf Gehöften im Außenbereich zusammentragen.
Da die npol BOS im Zusammenhang mit ihrem hoheitlichen Auftrag zum Schutz und Erhalt von Leben und Gesundheit tätig ist, muss eine flächen- und gebäudesichere Funktionalität des Digitalfunks gegeben sein. In diese Betrachtung muss auch der notwendige Eigenschutz für die überwiegend im Gefahrenbereich tätigen Einsatzkräfte der Feuerwehr einbezogen werden. Das gilt sowohl unter den Bedingungen eines Innenangriffs in Gebäuden wie beim einem Einsatz unter Chemikalienschutzanzug (CSA) im Gelände.

Eine störungsfreie Kommunikation zwischen den handelnden Trupps und der Einsatzleitung ist Grundvoraussetzung für ein sicheres Handeln im Gefahrenbereich. 
Die bei der Anwendung des Digitalfunks durch die Vattenfall Werkfeuerwehr gesammelten Erkenntnisse zeigen, dass der Digitalfunk innerhalb von Industrieobjekten ohne zusätzliche Maßnahmen durch die Netzversorgung nicht in jedem Fall aufrecht erhalten werden kann. Für das Digitalfunknetz des Landes müssen bei bestehenden Störungen in Verantwortung des Landes Maßnahmen zur Beseitigung z. B. durch eine Erweiterung bzw. Umsetzung von Basisstationen im Netzbereich oder der Veranlassung zur Errichtung von Gebäudefunkanlagen getroffen werden.

Zu den Kosten für die Beschaffung der Endgeräte darf es keine zusätzlichen Kosten für die örtlichen Aufgabenträger geben.
  

Die Ausbildungskomponente ist ebenfalls noch nicht abschließend betrachtet worden. Voraussetzung hierfür sind jedoch Kenntnisse über die tatsächlich zum Einsatz kommenden Endgeräte. Hier werden zukünftig weitaus höhere Anforderungen an die Nutzer des Digitalfunks zu stellen sein als bisher. Vor diesem Hintergrund ist es wiederum durchaus sinnvoll einheitliche Endgeräte zu nutzen, um sicherzustellen, dass jeder Nutzer in Einsatzsituationen auch in der Lage ist die Funktechnik uneingeschränkt bedienen zu können.  
    
Die örtlichen Aufgabenträger sind nunmehr gefordert, gemeinsam mit den Fachberatern in den Feuerwehren und in Abstimmung mit dem Fachbereich Ordnung, Sicherheit, Verkehr ein  Funkkonzept für eine sinnvolle und praxistaugliche Einführung des Digitalfunk bei den npol BOS des Landkreises zu erarbeiten. Es muss den Anforderungen einer geordneten Kommunikation an der Einsatzstelle sowie zwischen den Endgeräten und der Leitstelle nach den gebotenen Sicherheitsstandards gerecht werden.


Schlussbetrachtung

Die Entscheidungshoheit zur Umstellung auf den Digitalfunk obliegt ausschließlich den örtlichen Aufgabenträgern. Sie ist in ihrer Komplexität in Kenntnis der auf der Beratung vom 07.09.2011 vorgetragenen Strategie des Landes Brandenburg kritisch zu betrachten.
 

Den npol BOS müssen eindeutige und zuverlässige Angaben zu Zulassung der Endgeräte, dem erforderlichen administrativen Verwaltungs- und Personalaufwand (einschließlich der Kostenregelungen), zur Zuständigkeit der Beseitigung von Netzausfällen (einschließlich der Veranlassung von Gebäudefunkanlagen) sowie der Organisation und Durchführung der Ausbildung zur Verfügung gestellt werden.

Ferner muss sich das Land zu Möglichkeiten der Schaffung von Fördermöglichkeiten bzw. finanziellen Anreizen bei der Beschaffung der Endgeräte äußern.  Die Umstellung der npol BOS auf den Digitalfunk begründet in jedem Fall zusätzliche (finanzielle) Lasten für die Erfüllung von Pflichtaufgaben, welche in diesem Umfang bei einer Aufrechterhaltung des analogen Sprechfunkverkehrs nicht anfallen würden. 

Wie in der Stellungnahme des Städte- und Gemeindebundes vom 04.05.2011 empfohlen, sollte eine Rechtsverordnung zur Einführung des Digitalfunks mit einer Förderrichtlinie erlassen werden. 

Der Städte- und Gemeindebund Brandenburg und der Landkreistag sind als kommunale Spitzenverbände in den Prozess der Vorbereitung von Entscheidungen einzubeziehen. 
Die npol BOS des Landkreises halten eine Einführung des Digitalfunks in zwei Phasen für sinnvoll. 

Phase 1: 
Umrüstung aller Einsatzfahrzeuge mit Endgeräten des Digitalfunks auf der Grundlage des Angebotes des Landes zur Mitnutzung seines digitalen Funknetzes bzw. nach dem per Rechtsverordnung benannten Termin zur Einführung (voraussichtlich Ende 2013).
Begründung:

Auf der Grundlage der Funktionalität des digitalen Funknetzes des Landes im Standart GAN 0 ist eine Kommunikation aller örtlichen Einheiten der npol BOS des Landkreises zur Regionalleitstelle Lausitz gegeben. Alle alarmierten Einheiten können über die Einsatzfahrzeuge ihren Einsatzauftrag abfragen bzw. bestätigen sowie Lagemeldungen, Kräfte- und Mittelabforderungen von der Einsatzstelle absetzen.



Phase 2: 
Beschaffung digitaler Endgeräte zur Umstellung des Einsatzstellenfunks nach gesicherten Erkenntnissen zur Funktionalität der Handsprechfunkgeräte im digitalen Funknetz (auch unter Nutzung der besonderen DMO- Möglichkeiten Gateway und Repeater einzelner Endgeräte (Orientierung auf 2015).
Begründung:
Die Umsetzung der Phase 2 wird zur Ermöglichung der Sammlung notwendiger Erkenntnisse zur Funktionalität der Handsprechfunkgeräte terminlich nicht vor 2015 fixiert. Durch diese zeitlich verlagerte Einführung besteht eine hinreichende Möglichkeit zur Beseitigung möglicher Fehlerstellen. Kommunikationslücken für handelnde Trupps können weitestgehend ausgeschlossen werden. Sie gewährleistet für alle npol BOS eine zielgerichtete Planung zur Beschaffung der erforderlichen Endgeräte. 

Die Belastung der kommunalen Haushalte wird auf mehrere Jahre verteilt.
 
Es wird davon ausgegangen, dass diese zweigeteilte Beschaffung der Endgeräte der npol BOS keine negativen Auswirkungen auf die Beschaffungskosten erwarten lässt. 

Verfahrenswege zur Vorbereitung der Umstellung auf den Digitalfunk

Um der Anfrage des Ministeriums zur Ermittlung des im Land Brandenburg bestehenden Gesamtbedarfes an Endgeräten gerecht zu werden, werden nachfolgende Schritte eingeleitet:

1. Aufrechterhaltung des analogen Funkverkehrs bis zur Umstellung

-
Der derzeitige Gesamtbestand an Endgeräten ist zur Aufgabenerledigung erforderlich
und darf durch die Digitalfunkumstellung nicht verändert werden.
-
Die Kommunikation zur Regionalleitstelle muss für jede örtliche Feuerwehreinheit, dem Rettungsdienst und den im Katastrophenschutz mitwirkenden Einheiten gewährleistet sein.
 


2. Vorbereitung der Umstellung

-

Auf der Basis des derzeitigen Bestandes an Funkgeräten (einschließlich dem vorhandenen Zubehör) wird der Bedarf der digitalen Endgeräte ermittelt.
-
Die Planung muss die DMO-Möglichkeiten Gateway und/oder Repeater sowie die Notwendigkeit der Vorhaltung von Reservegeräten berücksichtigen.
-
Für den Bedarf der Fahrzeugfunkgeräte erfolgt unter Berücksichtigung der geringeren Sendeleistung eine Betrachtung der technischen Möglichkeit, Fahrzeughalterung mit eingelegtem Handsprechfunkgerät.
-
Bei der Bedarfsplanung der Handsprechfunkgeräte wird die Möglichkeit der Mitnutzung der in den Fahrzeughalterungen eingelegten Geräte im Einsatzstellenfunk berücksichtigt.
-
Die Zusatzausstattungen der Handsprechfunkgeräte wie z.B. Helmsprechgarnitur, Kehlkopfmikrophon, Kfz.-Ladeschalen müssen nach den spezifischen Aufgaben der örtlichen Einheiten ermittelt werden.
-
Die Ausstattung mit Handsprechfunkgeräten in ex-geschützter Ausführung erfolgt mindestens im Verhältnis 1:1.
Richtwerte der Führungskräfte Feuerwehr für die Bedarfsermittlung:












a. Führungsfahrzeuge (z.B. Einsatzleitwagen (ELW) oder Kommandowagen (Kdo-W)*, Löschgruppen- (LF) und Tanklöschfahrzeuge der AAO-Wald) sowie 
Einsatzfahrzeuge mit einer trägerübergreifenden Zuordnung (z. B. Teleskopmast (TM), Drehleiter mit Korb (DLK), Gerätewagen-Gefahrgut (GW-G), Rüstwagen (RW) oder  Schlauchtransportwagen (SW) müssen mit einem Fahrzeugfunkgerät (MRT) ausgestattet sein.
Begründung:
Diesen Fahrzeugen müssen zur Sicherstellung der Kommunikation zur Leitstelle die maximal möglichen Sende- und Empfangsleistungen zugeordnet werden. Dazu ist ein Fahrzeugfunkgerät erforderlich.



b. Zuführungs- bzw. Ergänzungsfahrzeuge (z.B. Mannschaftstransportfahrzeug (MTF) bzw. Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) oder das zweite und alle weiteren Einsatzfahrzeug an einem Standort, welche nicht den Fahrzeugen der Gruppe a. zugeordnet werden können, werden mit einem Handsprechfunkgeräte (HRT) in einer Fahrzeughalterung ausgestattet.

Begründung:

Diesen Einsatzfahrzeugen werden kaum Führungs- bzw. Leitungsaufgaben zugeordnet. An der Einsatzstelle kann das HRT somit für den Einsatzstellenfunk genutzt werden.



c. Die Möglichkeit des Aufbaus einer Kommunikationsverbindung über ein als „Verstärker“ arbeitendes, im Sende- und Empfangsbereich des digitalen Landesnetzes („Gateway- Funktion“) arbeitendes Funkgerät sowie die Möglichkeit der Betreibung eines eigenen Funkkreises ohne Verbindung in das digitale Landesnetz („Repeater- Funktion“) muss in örtlicher Zuständigkeit angestellt werden. Dabei kann berücksichtigt werden, dass der Landkreis mindestens die Fahrzeugfunkgeräte in den Einsatzfahrzeugen des Rettungsdienstes sowie der SEG-Einheiten Technik und Verpflegung mit beiden Funktionen ausrüsten wird. 

Pro Aufgabenträger wird die Ausstattung von mindestens zwei Fahrzeugfunkgeräten 
z. B. Einsatzleitwagen (ELW) oder Kommandowagen (Kdo-W) sowie eines Löschgruppen- bzw. Hilfeleistungslöschfahrzeuges ab 16/12 mit beiden Funktionen empfohlen.
Begründung:

Diese Einsatzfahrzeuge dürften bei Bränden in Gebäuden bzw. Großschadenslagen immer mit im Einsatz sein. Die Sicherstellung der Kommunikationsverbindung zu den im Gebäude handelnden Einsatzkräften kann ihnen problemlos zugeordnet werden. 

Bis zur Gerätebeschaffung entsprechend Phase2, organisieren die Führungskräfte dieser Einsatzfahrzeuge ohnehin den Einsatzstellenfunk.



Beispiel: Hochrechnung Kostenaufwand der Freiwilligen Feuerwehr Stadt Spremberg

Phase 1:  
bei Kostendeckelung Land    nach unverb. Preisempfehlung Hersteller
Endgeräte*: 

ca. 35.000 EUR


51.290,00 EUR


Software:     

ca.   3.500 EUR


  3.500,00 EUR

Zubehör:       

ca.     1.000 EUR 


  1.000,00 EUR

Gesamt: 
   
ca. 39.500 EUR 


55.790,00 EUR

Phase 2:

Endgeräte**: 

ca. 65.550 EUR


74.727,00 EUR
Ex- geschützt: 
ca.   8.000 EU
R


  8.000,00 EUR
Software: 

ca.   6.000 EUR 


  6.000,00 EUR
Zubehör:  

ca.   2.000 EUR 


  2.000,00 EUR
Gesamt:  

ca. 81.500 EUR


90.727,00 EUR

Gesamtmaßnahme: ca. 121.000 EUR 

          146.517,00 EUR
 * 17 Stück MRT und 10 Stück HRT;

 ** 69 Stück HRT und 4 Stück HRT exgeschützt
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